
Straftat können sich bei erfolgsqualiflzierten Delikten 
wichtige Rückschlüsse für die Bewertung des Grades 
der fahrlässigen Schuld ergeben.
3. Als durch die Straftat unmittelbar Geschädigte i. S. 
der §§ 17, 198 StPO, die allein Schadenersatzansprüche 
im Strafverfahren geltend machen dürfen, sind im 
Falle der Tötung die in §844 BGB genannten Perso­
nen zu betrachten.

OG, Urt. vom 14. November 1969 - 5 Zst 10 69.

Am 11. Januar 1969 nahm der Angeklagte an einer 
Hochzeitsfeier teil und trank im Verlaufe des Tages 
etwa 15 bis 20 Flaschen Bier, 10 Glas Schnaps und 
vier bis fünf Glas Wein. Gegen 0.30 Uhr begab er sich 
im angetrunkenen Zustand mit drei anderen Hoch­
zeitsgästen auf den Heimweg. Er begegnete den ihm 
unbekannten Bürgern W. und G. und sagte zu ihnen 
im Vorübergehen, daß sie „auch ganz schön einen ge­
trunken“ hätten. Als der Angeklagte hörte, daß W. 
daraufhin eine Bemerkung machte, ging er zurück, 
pachte ihn mit beiden Händen an den Schultern, schüt­
telte ihn und wollte wissen, was er gesagt habe. W. 
erwiderte, der Angeklagte möge ihn in Ruhe lassen. 
Dies nahm der Angeklagte zum Anlaß, ihm einen 
wuchtigen Faustschlag ins Gesicht zu versetzen. Da­
durch erlitt W. einen Nasenbeinbruch und Prellungen 
und stürzte sofort rücklings zu Boden. Er prallte mit 
der rechten Seite des Kopfes auf das Pflaster des 
Bürgersteigs und blieb besinnungslos liegen.
Auf Hinweis der Begleiter des Angeklagten wurde der 
Geschädigte W. an eine Haustür gesetzt. Dann ent­
fernten sie sich vom Tatort. Kurze Zeit danach wurde 
der Geschädigte in ein Krankenhaus eingeliefert. Drei 
Tage später verstarb er. Die Obduktion ergab, daß 
durch den Sturz schwere Gehirnverletzungen mit 
einem Schädelkapselbruch eingetreten waren, die auch 
bei einem sofortigen operativen Eingriff zum Tode ge­
führt hätten.
Das Kreisgericht hat den Angeklagten wegen Körper­
verletzung mit Todesfolge (Verbrechen gemäß § 117 
StGB) zu einer Freiheitsstrafe von vier Jahren und 
sechs Monaten sowie dem Grunde nach zur Schaden­
ersatzleistung an die Ehefrau des Geschädigten ver­
urteilt.
Auf die Berufung hin hat das Bezirksgericht die erst­
instanzliche Entscheidung im Schuld- und Strafaus- 
spruch abgeändert und den Angeklagten wegen vor­
sätzlicher Körperverletzung (Vergehen gemäß § 115 
Abs. 1 StGB) zu einer Freiheitsstrafe von einem Jahr 
und sechs Monaten verurteilt. Der Schadenersatzantrag 
der Ehefrau des Geschädigten wurde als unzulässig 
zurückgewiesen.
Gegen das Urteil des Bezirksgerichts hat der Präsident 
des Obersten Gerichts zuungunsten des Verurteilten 
Kassationsantrag gestellt, mit dem die Verurteilung 
wegen Körperverletzung mit Todesfolge erstrebt wird. 
Der Antrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Das Bezirksgericht ist zunächst zutreffend davon aus­
gegangen, daß eine strafrechtliche Verantwortlichkeit 
wegen Körperverletzung mit Todesfolge gemäß § 117 
StGB nur dann gegeben ist, wenn der Täter sowohl 
in bezug auf die Körperverletzung als auch auf die 
eingetretenen tödlichen Folgen schuldhaft, und zwar 
hinsichtlich der Körperverletzung vorsätzlich und be­
züglich der Todesfolge fahrlässig, gehandelt hat. Rich­
tig wurde deshalb der gegen den Bürger W. geführte 
Faustschlag des Angeklagten mit den daraus resultie­
renden Verletzungen — dem Nasenbeinbruch und den 
Prellungen — als vorsätzliche Körperverletzung i. S. 
des § 115 Abs. 1 StGB beurteilt. Nicht zu beanstanden 
ist auch die Feststellung des Bezirksgerichts, daß zwi­
schen der vorsätzlichen Körperverletzung und dem 
eingetretenen Tod des Verletzten ein kausaler Zusam­
menhang besteht, jedoch das Bestehen des Kausalzu­

sammenhangs allein noch nicht ausreicht, um den 
Nachweis für die Schuld des Angeklagten am Tode 
des von ihm Verletzten nach § 117 StGB zu führen.
Bei der Beantwortung der wesentlichen Frage, ob der 
Angeklagte auch den Tod des Geschädigten fahrlässig 
herbeiführte, zeigen sich in der Urteilsbegründung des 
Bezirksgerichts erhebliche Mängel, die im Ergebnis zu 
einer fehlerhaften Entscheidung führten. Während das 
Kreisgericht davon ausging, der Angeklagte habe hin­
sichtlich des eingetretenen Todes fahrlässig in der Al­
ternative des § 8 Abs. 2 StGB gehandelt, ist das Be­
zirksgericht der Auffassung, daß Fahrlässigkeit und 
damit ein schuldhaftes Handeln bezüglich der Todes­
folge nicht nachzuweisen sei.
Beide Rechtsauffassungen gehen fehl.
Die Annahme des Kreisgerichts, daß eine Schuld nach 
§ 8 Abs. 2 StGB vorliege, ist — wie bereits das Be­
zirksgericht ausführte — schon deshalb fehlerhaft, weil 
der Angeklagte durch die vorsätzliche Körperverlet­
zung auch eine bewußte Verletzung seiner ihm als 
Bürger obliegenden Pflichten zu einem gesellschafts­
gemäßen Verhalten beging. Eine unbewußte Pflicht­
verletzung und somit Fahrlässigkeit nach § 8 Abs. 2 
StGB liegt angesichts der vorsätzlich begangenen straf­
baren Handlung des Angeklagten nicht vor.
Es war daher zu prüfen, ob der Angeklagte voraus­
sah, daß er durch sein Handeln die im gesetzlichen 
Tatbestand beschriebenen Folgen — den Tod des Bür­
gers W. — verursachen könnte, und diese Folgen un­
gewollt herbeiführte, weil er bei seiner Entscheidung 
zur Tat — nämlich den Bürger unter den konkreten 
Bedingungen wuchtig mit der Faust ins Gesicht zu 
schlagen — leichtfertig darauf vertraute, daß diese 
Folgen nicht eintreten werden (§7 StGB), oder ob sich 
der Angeklagte in bewußter Verletzung seiner Pflich­
ten zum Handeln entschied und dadurch den Tod des 
Geschädigten herbeiführte, ohne diesen vorauszusehen, 
obwohl er bei verantwortungsbewußter Prüfung der 
Sachlage diese Folgen hätte voraussehen und bei 
pflichtgemäßem Verhalten vermeiden können. 
Zutreffend hat das Bezirksgericht dazu im Ergebnis 
der Beweisaufnahme festgestellt, daß der Angeklagte 
die möglichen Folgen seines Handelns zur Zeit der Tat 
nicht vorausgesehen - hat, so daß eine fahrlässige 
Schuld nach § 7 StGB auszuschließen war.
Es war daher davon auszugehen, daß sich der Ange­
klagte in bewußter Verletzung seiner Pflichten dazu 
entschied, dem angetrunkenen Bürger W. einen kräf­
tigen Faustschlag ins Gesicht zu versetzen, und daß 
durch diese Handlung der Tod des Geschädigten her­
beigeführt wurde, ohne daß der Angeklagte diese Fol­
gen zur Zeit der Tat voraussah. Von ausschlaggeben­
der Bedeutung ist daher die Beantwortung der Frage, 
ob der Angeklagte bei verantwortungsbewußter Prü­
fung der Sachlage die eingetretenen Folgen hätte vor­
aussehen und bei pflichtgemäßem Verhalten vermeiden 
können. Dies wurde vom Bezirksgericht verneint.
Es führte dazu aus, der Angeklagte habe nicht vor­
aussehen können, daß der Geschädigte durch den 
Faustschlag reaktionslos oder überhaupt umfallen und 
sich derart erhebliche Verletzungen zuziehen konnte. 
Sowohl aus den bisherigen tätlichen Auseinanderset­
zungen, die der Angeklagte mit anderen Bürgern hatte, 
als auch aus den „allgemeinen Lebenserfahrungen“ 
ergebe sich, daß es „nicht typisch sei, daß ein Bürger 
infolge eines Faustschlages sofort zu Boden stürzt“ 
Deshalb seien für den Angeklagten auch bei verant­
wortungsbewußter Prüfung der Sachlage die einge­
tretenen Folgen nicht voraussehbar gewesen, und so­
mit liege fahrlässige Schuld nach § 8 Abs. 1 StGB 
nicht vor.
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